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Sozialdemokratie im Aufbruch?


Aufbruch oder Abstieg – das ist hier die Frage. Das Buch »Sozialdemokratie im Abbruch« behandelte den Weg der Sozialdemokratie in den Abgrund. Ausgehend davon, daß die Regierungszeit Gerhard Schröders die SPD in eine schwere (Identitäts-)Krise gestürzt hat, wurde der Weg nachgezeichnet, den die SPD von einer Sozial- und Arbeiterpartei zu einer Partei neoliberaler Sozialdemokratie vom Typ »New Labour« des Tony Blair in Großbritannien nahm. Führende Persönlichkeiten dieser Entwicklung haben nach wie vor Einfluß in der SPD.


2009 landete die SPD bei 23.0 Prozent der Zweitstimmen bei der Bundestagswahl. Nach diesem bis dahin historisch schlechtesten Wahlergebnis in der Geschichte der Bundesrepublik bekräftigte der damalige Kanzlerkandidat Franz-Walter Steinmeier seine Überzeugung, daß der Kurs der Partei mit der Agenda 2010 richtig gewesen sei. Bereits in der Woche nach dieser dramatischen Wahlniederlage sicherten sich die Protagonisten der Agenda 2010 in der SPD die Spitzenpositionen in der Partei.


Acht Jahre später, bei der Bundestagswahl im September 2017, erreichten die Sozialdemokraten nur noch 20.5 Prozent. Ein neuer Negativrekord war aufgestellt worden. Abermals errang die SPD das schlechteste Ergebnis der SPD in der bundesdeutschen Nachkriegsgeschichte.


Anders als Steinmeier im Jahre 2009 verkündete der Kanzlerkandidat des Jahres 2017, Martin Schulz, daß dieses Ergebnis das Ende der großen Koalition bedeute. Die SPD habe eine schwere Niederlage erlitten, aus der sich kein Mandat für eine erneute Regierungsbeteiligung in einer großen Koalition ableiten lasse. Die große Koalition insgesamt, also CDU/CSU und SPD, hatten zusammen an diesem Wahlabend 13.7 Prozentpunkte verloren. Während die Parteien der großen Koalition 2013 zusammen auf 67.2 Prozent der abgegebenen Zweitstimmen kamen, waren es im Jahr 2017 nur noch 53.5 Prozent. Eine weitere Folge des Wahlergebnisses, das die AfD mit 12.6 Prozent in den Bundestag brachte (2013: 4.7 Prozent), war, daß es im Gegensatz zu 2013 keine rot-rot-grüne Option mehr im Bundestag gab. Der Einzug der rechtspopulistischen Alternative für Deutschland brachte mit sich, daß als Optionen für eine Regierungsmehrheit nur eine sogenannte »Jamaika-Koalition« (auch: »Schwampel«) oder eine große Koalition anboten.


Doch am Wahlabend schloß Martin Schulz folgerichtig eine Fortsetzung der großen Koalition aus und verwies darauf, daß die dramatischen Verluste, die die große Koalition von 2013 beim Wahlgang 2017 erlitten hatte, ein einfaches »weiter so« nicht erlaubten. Schulz wollte den Prozeß der Erneuerung in Gang setzen und die SPD in der Opposition zu neuer Stärke führen.


Dieses Buch schließt an »Sozialdemokratie im Abbruch« an und befaßt sich mit der Dauerkrise der SPD, die sich aus den schlechten Wahlergebnissen der letzten Jahre ergeben hat, und die mit der Nominierung Schulz‘ zunächst überwunden schien, sich dann jedoch massiv verschärfte. Hierzu wird sich das Buch mit der Kanzlerkandidatur Martin Schulz‘ und der damit einhergehenden Strategie beschäftigen, mit der Bundestagswahl sowie dem Scheitern der »Jamaika-Koalition«. Ausführlich soll anschließend der Weg der SPD geschildert werden, den sie von der Ankündigung, Oppositionspartei zu werden bis zur Neuauflage der großen Koalition genommen hat. Die tiefe Spaltung der Partei, die das Streben der Parteiführung zurück in die Regierung verursacht hat, soll dabei ein zentrales Thema dieses Buches sein.


Wer über einen Politikwechsel bei der SPD redet, der muß sich auch darüber bewußt sein, daß sich während der Blütezeit der »Modernisierer« in der SPD auch die Mitgliedschaft entsprechend geändert hat. Mitglieder, die eher links standen und mit Gerhard Schröders Agenda 2010 nicht einverstanden waren, traten aus, während neoliberal angehauchte Pragmatiker sich der Partei zuwandten. Dies spiegelt sich auch in der Parteiführung wider, die sich politisch-inhaltlich nicht so recht von der Agenda 2010 verabschieden möchte.


Diskutiert wird zudem die Strategie der SPD im und nach dem Wahlkampf 2017 sowie der Frage nachgegangen, was gegebenenfalls anders hätte gemacht werden können. Welche Strategien und Optionen hat die Sozialdemokratie noch, die über ein Dahinvegetieren als Juniorpartner einer trotz eigener Krise selbstbewußten CDU hinausgehen? Zur Diskussion dieser Fragen werden auch die Ziele der SPD bei der Sondierung einer erneuten großen Koalition und der Koalitionsvertrag ausführlich herangezogen. Am Ende soll die Frage diskutiert werden, welche Perspektive eine linke Politik noch hat, insbesondere unter der neuen Vorsitzenden Andrea Nahles, deren wichtigstes Ziel zu sein scheint, die SPD in der großen Koalition zu halten. Doch welche Konzepte verfolgt Nahles darüber hinaus, um denAbstieg der Partei in der Wähler/innengunst zu stoppen? Ist dies überhaupt aus einer Regierungsbeteiligung möglich? Oder ist Andra Nahles in ihrem Amt als Parteivorsitzende gar überfordert mit der Aufgabe, die Partei zu neuen Ufern zu führen, weil sie politisch-inhaltlich zu sehr in den bestehenden Strukturen Deutschlands gefangen ist? Mit diesen Fragen setzt sich dieses Buch auseinander und gewährt dabei einen Überblick über den Weg der Sozialdemokratie bis hinunter in den Umfrage-Abgrund von 14 Prozent.


Beim Entstehen dieses Buches wurde ich unterstützt. Bedanken möchte ich mich bei meiner Mutter Ingeborg Bercanay für die Durchsicht des Buches und die vielen guten Hinweise, bei Christoph Schymura für den Vorschlag zum Titel dieses Buches und bei Sven Körner und Mathias Landhäußer von thingsTHINKING für die Antworten zu der Analyse.


Zur zweiten Auflage


Wer hätte es wohl gedacht, daß so kurz nach der Veröffentlichung der ersten Auflage dieses Buches eine überarbeitete und ergänzte zweite Auflage nötig werden würde, weil die Ära Andrea Nahles bereits Anfang Juni 2019 endete, nachdem sie Mitte April 2018 erst begonnen hatte?


Nahles hatte auf dem Parteitag im April 2018 zugesichert, daß sie die Partei erneuern und die SPD trotzdem Teil der Regierung sein könne. Kritikern der Beteiligung der SPD an der großen Koalition trat sie mit einer Schärfe entgegen, die an die Basta- Politik Gerhard Schröders erinnerte, die sie selbst einst kritisierte.


Nachdem der Wahlsonntag am 26. Mai 2019 für die SPD zu einem Desaster wurde und die Partei auch aus dem Umfragetief nicht herauskam, suchte Andrea Nahles die Konfrontation mit ihren Kritikern und beschleunigte damit die Fahrt zum Ende ihrer eigenen Ära. Die erste Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei Deutschland amtierte gerade einmal gut 14 Monate.


Die zweite Auflage wurde um die Ereignisse der Ära Nahles bis zu ihrem Rücktritt erweitert. Überdies wurde in der zweiten Auflage auch das Wahlverfahren und die Wahl ihrer Nachfolger beschrieben, worauf im Vorwort zur dritten Auflage dieses Buches noch einzugehen sein wird.


Der Text, der in der zweiten Auflage noch in diesem Buch erhalten war, umfaßte das komplette Verfahren mitsamt der Kandidat/innen und deren Zielen. Eine kritische Auseinandersetzungmit den Medien und deren Versuch, zumindest doch Einfluß auf die Kandidaturen zu nehmen, war ebenfalls Teil der zweiten Auflage. Einige Medien unterstützen während des gesamten Verfahrens eine Kandidatur von Franziska Giffey, die sich in der Zeit mit Plagiatsvorwürfen bezüglich ihrer Doktorarbeit konfrontiert sah, woraufhin die Universität die Arbeit noch einmal unter die Lupe nahm.


Mit der Entscheidung, die Basis stärker in das Auswahlverfahren einzubinden und auch Kandidaturen auch aus der »zweiten Reihe« der Partei- und Mandatsträger zu ermöglichen, wurden Konsequenzen aus den bisherigen Auswahlverfahren gezogen, die zum Teil unter dem Vorwurf standen, daß im Vorfeld bereits hinter geschlossenen Türen die entsprechenden Weichen gestellt wurden.


Was aus diesem Teil der zweiten Auflage wurde, wird nunmehr im Abschnitt des Vorwortes zur dritten Auflage dargestellt.


Zur dritten Auflage


Mit dem Erscheinen des Buches »Aufbruch oder Weiter-So?« im Sommer 2024 geht eine Neukonzeption der nunmehr drei Bücher einher, die zum Thema »Krise der SPD« verfaßt wurden. Die drei Bücher werden jetzt zu einer Reihe mit dem Titel »Sozialdemokratie im Abbruch« verbunden. Das erste Buch, »Sozialdemokratie im Abbruch« befaßte sich mit dem Beginn des Abstiegs der SPD durch die Politik der Regierung Schröder und der Agenda 2010.


Dieses Buch, mithin der zweite Teil der Reihe, befaßt sich vertieft mit der Zeit der SPD unter den Vorsitzenden Martin Schulz und Andrea Nahles. Im Rahmen der Neustrukturierung der Reihe gegenüber der 2. erweiterten Auflage wurde das Kapitel zur Neubestimmung des Parteivorsitzes an den nunmehr dritten Band, »Aufbruch oder Weiter-So?« über die neuen Vorsitzenden Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans abgegeben hat. Er enthält sowohl die oben beschriebenen Abschnitte zum Wahlverfahren und der Wahl der neuen Vorsitzenden sowie deren Entscheidung, Olaf Scholz zum Kanzlerkandidaten der SPD zu machen. Überdies ist auch die Koalitionsbildung nach der Bundestagswahl 2021 Thema des Buches sowie die Entwicklung der Regierung Scholz, allerdings mit besonderem Augenmerk auf die Rolle der SPD innerhalb der »Ampel-Koalition«.


Der dritte Band umfaßt also die Ära Esken/Walter-Borjans, die daran anschließende Ära Esken/Klingbeil sowie die Bundestagswahl 2021 und die Regierungszeit der »Ampel-Koalition« unter Olaf Scholz bis in den Frühsommer 2024. Somit schließt »Aufbruch oder Weiter-So?« unmittelbar an dieses Buch an, ohne daß sich die Themen in beiden Büchern überschneiden.


Gleichwohl hat dieses Buch, also »Vision oder Fission«, nicht nur ein Kapitel an den dritten Teil abgegeben sondern wurde entsprechend überarbeitet, erweitert und aktualisiert, so daß auch weiterhin nicht nur ein in sich schlüssiges Werk vorliegt, sondern dieses auch um weitere aktuelle Aspekte erweitert wurde.









1. Der Rückblick


Weil bereits im Buch »Sozialdemokratie im Abbruch« eine ausführliche Auseinandersetzung mit der Entwicklung der SPD seit der Regierungszeit Gerhard Schröders stattgefunden hat, soll hier nur ein zusammenfassender Rückblick die für dieses Buch wichtigsten Ereignisse dieses Zeitraums zusammenfassen. Dabei wird das wesentliche Gewicht auf die beiden rot-grünen Wahlperioden der Regierung Schröder gelegt, in denen der politische Grundstein für die Debatten gelegt wird, die die SPD seit dem begleiten sollten, nämlich der programmatische Kurswechsel der Partei und das neoliberale Reformprogramm der Agenda 2010.


Der Regierungswechsel


Im Verlauf des Jahres 1998 zeichnete sich ab, daß die Chancen Helmut Kohls, weitere vier Jahre lang Kanzler zu sein, schwanden. Nach sechzehn Jahren Regierungszeit Kohls waren die Menschen in Deutschland des Kanzlers überdrüssig geworden und wünschten sich einen Wechsel in der Politik.


Innerhalb der SPD standen zu der Zeit zwei mögliche Kanzlerkandidaten zur Debatte, nämlich der Parteichef Oskar Lafontaine und der niedersächsische Ministerpräsident Gerhard Schröder. Letzterem gelang mit der Festlegung, daß er nur dann als Kanzlerkandidat antreten würde, wenn er bei der Landtagswahl in Niedersachsen im März 1998 nicht mehr als zwei Prozentpunkte gegenüber dem letzten Wahlergebnis verlieren würde, eine Vorentscheidung zu treffen.1 Hiermit setzte er auch Oskar Lafontaine unter Druck, der im Falle einer Wahlniederlage Schröders als »übriggebliebener« Spitzenkandidat angeschlagen in den Wahlkampf gehen würde.


Nach dem Wahlsieg Gerhard Schröders in Niedersachsen trug Oskar Lafontaine ihm noch am Wahlabend die Kanzlerkandidatur an. Gerhard Schröder wurde zum offiziellen Kanzlerkandidaten der SPD auf dem folgenden Wahlparteitag mit 93.4 Prozent der Delegiertenstimmen gewählt.


Im Vorfeld der Bundestagswahl wirkte die CDU verbraucht. Eine gewisse Rolle spielte zudem, daß Helmut Kohl im Jahr 1998 noch einmal als Spitzenkandidat zur Bundestagswahl antreten wollte und den »Kronprinzen« Wolfgang Schäuble noch einmal in die zweite Reihe stellte. Dabei gab es durchaus Einzelne, die die Auffassung vertraten, daß Kohl die Bundestagswahl nicht mehr gewinnen könne und es angezeigt sei, Wolfgang Schäuble noch vor der Bundestagswahl zum Kanzlerkandidaten zu machen. In der ihm eigenen Art setzte jedoch Helmut Kohl dieser Debatte ein Ende, indem er sie für erledigt erklärte und seinen Anspruch bekräftigte, noch einmal für die vollen vier Jahre zu kandidieren.


War die SPD im Umfeld der Ablösung Rudolf Scharpings als Parteivorsitzender durch Oskar Lafontaine zerstritten, gelang es letzterem in der Zeit bis zur Bundestagswahl die Partei zu einen und nach außen ein Bild der Ge- und Entschlossenheit zu erzeugen. Daß es im Herbst 1998 zu einem Wahlsieg kam, war ganz wesentlich dem Umstand zu verdanken, daß Oskar Lafontaine wieder Ruhe in die Partei brachte; dies unter Hintanstellung seiner eigenen Ambitionen und Interessen. Nach dem Wahlsieg Schröders in Niedersachsen am 1. März 1998 akzeptierte Lafontaine ohne zu zögern dessen ersten Zugriff auf die Kanzlerkandidatur. Und so wurde Gerhard Schröder zum Kanzlerkandidaten der SPD für die Bundestagswahl 1998 ausgerufen.


Schröder schnitt bei der Landtagswahl in Niedersachsen 1998 um 3.6 Prozentpunkte besser ab als im Jahr 1994. Anderenfalls hätte er auf die Kandidatur verzichtet. Möglicherweise wäre dann Oskar Lafontaine Kanzlerkandidat geworden, allerdings zugleich mit dem Makel behaftet gewesen, daß er für den Wahlverlierer in Niedersachsen eingetreten sei. Insofern hatte Schröder mit seiner Festlegung bereits die Weichen gestellt, daß entweder er es würde oder aber jemand anderes bereits politisch beschädigt in die Kanzlerkandidatur gestartet wäre. Somit war Schröders Strategie, die Niedersachsen-Wahl zu einer Art Vorwahl für die Bundestagswahl zu machen, die auch von den Medien aufgegriffen wurde, erfolgreich gewesen.2


In der Folge traf Schröder einige Entscheidungen, die als richtungsweisend gewertet werden durften und die kritische Beobachter bereits im Vorfeld der Bundestagswahl darauf aufmerksam machen konnten, daß der Politikwechsel nach einem Wahlsieg von rot-grün anders ausfallen könnte als erwartet.


Statt des Sozialexperten Rudolf Dreßler machte Gerhard Schröder den IG-Metaller Walter Riester, einen sogenannten »Modernisierer«, zum Schattenarbeitsminister und berief den Unternehmer Jost Stollmann als Schattenwirtschaftsminister. Stollmann irritierte die Partei während des Wahlkampfes mit zahlreichen Aussagen unter anderem zum Bündnis für Arbeit. Nach der Wahl verzichtete Stollmann wegen inhaltlicher Differenzen zum Koalitionsvertrag und des Zuschnittes seines Ministeriums auf das Amt des Wirtschaftsministers. An seine Stelle trat der ebenfalls parteilose Werner Müller.3 Gerhard Schröder legte bereits im Wahlkampf Wert auf sei Image als »Modernisierer« und wollte mit diesen Personalien die entsprechenden politischen Signale setzen.


Tabelle 1: Bundestagswahl 19984





	

	SPD

	CDU/CSU

	GRÜ

	FDP

	PDS





	1998

	40.9

	35.1

	6.7

	5.2

	5.1





	1994

	36.4

	41.5

	7.3

	6.9

	4.4







Finanzminister wurde Oskar Lafontaine, der zugleich Parteichef blieb, was eine gewisse Spannung bezüglich der Funktionen mit sich brachte. Denn als Parteichef unterlag Lafontaine im Kabinett der Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers Gerhard Schröder. Ohnehin war das Verhältnis zwischen Oskar Lafontaine und Gerhard Schröder bereits gestört, was nach einigen Querelen bereits im März 1999 dazu führte, daß Oskar Lafontaine von allen Ämtern zurücktrat. Tags zuvor hatte Gerhard Schröder erklärt, daß »man ein Land nicht gegen die Wirtschaft regieren könne und eine Politik gegen die Wirtschaft mit ihm nicht zu machen sei«.5


Mit dieser Festlegung hatte Gerhard Schröder bereits das Wesentliche zu dem politischen Kurs gesagt, den er verfolgen wollte. Der Rücktritt Lafontaines war einer der Höhepunkte im Konflikt zwischen den sogenannten »Modernisierern« und »Traditionalisten« in der Partei. Diese Unterscheidung ging in erster Linie von den sogenannten »Modernisierern« der Partei aus, die sich hiermit programmatisch in Richtung eines »sozialdemokratischen Neoliberalismus« im Sinne Tony Blairs orientieren wollten.


Nachfolger Oskar Lafontaines als Parteichef wurde Gerhard Schröder selbst. Im Amt des Finanzministers folgte der ehemalige hessische Ministerpräsident Hans Eichel nach, der im Frühjahr 1999 die Landtagswahl in Hessen gegen Roland Koch von der CDU verloren hatte. Zuvor hatte die CDU/CSU eine Unterschriftenaktion gegen die Einführung der doppelten Staatsbürgerschaft begonnen, die auch von dem besonders konservativen CDU-Landesverband in Hessen im Wahlkampf durchgeführt wurde. Daß im Rahmen der auch in der Union umstrittenen Unterschriftenaktion ausländerfeindliche Ressentiments geweckt wurden, zeigte sich besonders an einer Frage, die an den Unterschriftenständen immer wieder gestellt wurde: »Sind hier die Listen, auf denen man gegen Ausländer unterschreiben kann?«6 Auch die Wahlniederlage in Hessen führte im Ergebnis dazu, daß rot-grün ihre Pläne zur Einführung der doppelten Staatsbürgerschaft änderte und einen Kompromiß mit der Union schloß.




Bundesminister der ersten Regierung Schröder:7


Gerhard Schröder [SPD] – Bundeskanzler


Joseph (»Joschka«) Fischer [GRÜ] – Bundesminister des Auswärtigen


Otto Schily [SPD] – Bundesminister des Innern


Herta Däubler-Gmelin [SPD] – Bundesministerin der Justiz


Oskar Lafontaine [SPD] – Bundesminister der Finanzen


Werner Müller [parteilos, für die SPD] – Bundesminister für Wirtschaft und Technologie


Karl-Heinz Funke [SPD] – Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten


Walter Riester [SPD] – Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung


Rudolf Scharping [SPD] – Bundesminister der Verteidigung


Christine Bergmann [SPD] – Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend


Andrea Fischer [GRÜ] – Bundesministerin für Gesundheit


Franz Müntefering [SPD] – Bundesminister für Verkehr, Bauund Wohnungswesen


Jürgen Trittin [GRÜ] – Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit


Edelgard Bulmahn [SPD] – Bundesministerin für Bildung und Forschung


Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD] – Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung


Bodo Hombach [SPD] – Bundesminister für besondere Aufgaben





Bei dieser Besetzung des Kabinetts blieb es jedoch nicht. Nach dem Rücktritt Oskar Lafontaines wurde der ehemalige hessische Ministerpräsident Hans Eichel Finanzminister, und auch im Gesundheitsministerium fand im Jahr 2001 ein Wechsel von Andrea Fischer (GRÜ) zu Ursula Schmidt (SPD) statt, wofür die Grünen im Gegenzug das Verbraucherministerium übernahmen, in dem der SPD-Politiker Karl-Heinz Funke der Grünen-Politikerin Renate Künast wich.


Zu drei Wechseln kam es im Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen. Franz Müntefering war nur ein Jahr lang Minister in diesem Ministerium, gefolgt im Oktober 1999 von Reinhard Klimmt, der wiederum im November 2000 von Kurt Bodewig beerbt wurde. Ansonsten gab es keine weiteren Wechsel an den Spitzen der Ministerien.


Schröder-Blair-Papier und der Kurswechsel


Am 9. Juni 1999 wurde das sogenannte »Schröder-Blair-Papier« vorgestellt,8 das einen Kurswechsel der SPD einleiten sollte. Zentrale Forderungen des Papiers liefen auf Entstaatlichung, Abbau sozialer Leistungen des Staates und einem neoliberal geprägten Kurs der Sozialdemokratie hinaus.9 In dem Papier bemühten sich die »Modernisierer« zu definieren, was unter »modernen Sozialdemokraten« zu verstehen sei und ordneten implizit alle Mitglieder der Sozialdemokratie den »Traditionalisten« zu, die ihrem Kurs nicht folgen wollten. Indem sie diese Art der Definitionshoheit zu erringen suchten, stempelten sie ihre innerparteilichen Gegner zugleich als Anhänger eines politischen Entwurfs »von gestern« ab. »Moderne« Sozialdemokraten hingegen hätten die Zeichen der Zeit erkannt und würden sich programmatisch entsprechend ausrichten. Was in dem Papier gefordert wurde, fand zu einem Teil auch Niederschlag in der späteren Politik Schröders und somit der Agenda 2010.


Das Papier zielte auf eine Umorientierung und rechnete mit der Politik der Sozialdemokratie in der Vergangenheit ab, die zu sehr auf Gleichheit im Ergebnis gesetzt, die Menschen mit Steuern und Abgaben zu sehr belastet und die Risiken des Marktes über-, die Chancen unterschätzt habe.10 Das Papier »war der vollständige Kotau vor den klassischen Interpretationen der ewigen Gegner der Sozialdemokraten«.11 Ziel der Vertreter der »Neuen Mitte« war, [d]en Kräften des Marktes ohne hemmende Reglements volle Entfaltungsmöglichkeiten zu verschaffen«.12


Mit Oskar Lafontaines Rücktritt hatte der linke Flügel der Partei einen profilierten Politiker verloren, der auch in der Öffentlichkeit viel Beachtung gefunden hatte. Zwar mögen Zweifel berechtigt sein, ob Oskar Lafontaine tatsächlich stets wirklich links war, grundsätzlich aber kann kein Zweifel bestehen, daß er einer keynesianischen Politik stärker zugeneigt war als einer neoliberalen. Rudolf Dreßler, der bisherige Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen in der SPD (AfA) war im Jahr 2000 als Botschafter nach Israel entstand (oder auch abgeschoben?) worden, während Ingrid Matthäus-Maier, die die Partei in den 1980er und 1990er Jahren ebenfalls stark sozialpolitisch geprägt hatte, 1999 in den Vorstand der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) wechselte. Dies alles trug nicht dazu bei, daß der linke Flügel kräftiger gegenüber den neoliberalen »Modernisierern« auftreten konnte.


Im Mittelpunkt der von den »Modernisierern« angestoßenen Debatte standen die Rolle des Staates und die Frage der sozialen Gerechtigkeit. Ziel war eine Politik der »Neuen Mitte«, die ein gewisses Maß an Ungleichheit als gerecht darstellte, und die Leistungen des Sozialstaates stärker an Gegenleistungen der Betroffenen binden wollte.13


Bereits in der Diskussion, die Ende der 1999er Jahre geführt wurde, zeichnete sich die spätere Politik der Sozialdemokraten, die unter der Bezeichnung Agenda 2010 bekannt wurde, deutlich ab. Im Schröder-Blair-Papier, dessen Mitautorenschaft dem Kanzleramtsminister Bodo Hombach zugeschrieben wird, nimmt Gerhard Schröder Kurs auf die Politik der Agenda 2010. Nach der Schwächung des linken Flügels war dann auch die Stunde gekommen, diesen Kurs in der Partei festzuschreiben.


Nach einigen Debatten und viel Kritik von der Basis an dem neuen Kurs der Regierung Schröder wurde der wirtschaftspolitische Leitantrag der Parteiführung auf dem Parteitag im Dezember 1999 mit einer großen Mehrheit angenommen.14 Nun hatte Gerhard Schröder für die Neuausrichtung der Politik in seinem Sinne auch einen entsprechenden Parteitagsbeschluß im Rücken.


Die wesentlichen Projekte der ersten Wahlperiode


In der ersten Wahlperiode wurden zunächst politische Entscheidungen der Regierung Kohl zurückgenommen und damit zentrale Wahlversprechen der SPD im Wahlkampf eingelöst. Nach der Ablösung Oskar Lafontaines als Finanzminister und der damit einhergehenden Neuausrichtung der sozialdemokratischen Programmatik im Sinne der »Modernisierer« fand auch in der Regierung der Kurswechsel statt. In diesem Sinne wurden auch im Arbeitsrecht die ersten Schritte gegangen, die in die Richtung der späteren Agenda 2010 führten. Bisherige Grundsätze der Sozialdemokraten wurden über Bord geworfen und neue Wege eingeschlagen, mit denen Gerhard Schröder die Weichen in Richtung seines Kurses des Schröder-Blair-Papiers, mithin also seinen Vorstellungen einer »modernen Sozialdemokratie« stellen wollte.


Zu den wesentlichen Projekten der ersten Wahlperiode zählte nach der ersten Phase der Rücknahme verschiedener Reformen der schwarz-gelben Regierung Kohl, die in der Zeit vor Lafontaines Rücktritt stattfanden, die folgenden Gesetzesvorhaben:15




	Ersetzung des Beschäftigungsförderungsgesetzes der Regierung Kohl durch das Teilzeit- und Befristungsgesetz


	Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes und des Bundeserziehungsgeldgesetzes


	Änderungen der Leiharbeit (Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes), des Mutterschutzgesetzes und der Gewerbeordnung.


	Das Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes mit der Einbeziehung von Arbeitsverträgen in die AGB-Prüfung.


	
Das Prostitutionsgesetz und die Betriebssicherheitsverordnung.





Insbesondere die Neuregelung des Betriebsverfassungsgesetzes wurde in der Öffentlichkeit kontrovers diskutiert, denn hierin wurde eine besondere Dienstleistung der Regierung Schröder für die Gewerkschaften gesehen. Mit der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes wurden Probleme behoben, die durch in den Jahren zuvor nicht vorgenommenen Anpassungen entstanden waren. Insofern geht auch der Vorwurf fehlt, daß die rotgrüne Regierung sich mit der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes für die angebliche Wahlkampfhilfe der Gewerkschaften im Rahmen der Kampagne »Deine Stimme für Arbeit und soziale Gerechtigkeit« bedankt habe.16 Zwar wurden Deregulierungsfor-derungen der Arbeitgeber zurückgewiesen, den Forderungen der Gewerkschaften jedoch nur sehr moderat nachgekommen, so daß der Vorwurf des Klientelismus erheblich modifiziert werden muß.17


Diese Erkenntnis hielt jedoch unter anderem den Politikwissenschaftler Manfred G. Schmidt nicht davon ab, der rot-grünen Regierung Klientelismus vorzuwerfen und zu behaupten, die Regierung Schröder habe eine geradezu unterwürfige Haltung gegenüber den arbeitsmarktpolitischen Partikularinteressen der Gewerkschaften an den Tag gelegt.18 Eine gewisse gewerkschaftsfeindliche Haltung Schmidts manifestiert sich auch in der Feststellung, die Gewerkschaften seien »zutiefst geprägt durch ihre tarifpolitisch geschulte Neigung zum unablässigen aggressiven Fordern«19. Deshalb hätten die Gewerkschaften ihre Dankbarkeit für die Klientelpolitik nicht durch Lohnzurückhaltung zum Ausdruck gebracht,20 obwohl die rot-grüne Regierung die »›Wunschliste‹ (...) der Gewerkschaften in den Jahren von 1998 bis 2002 gründlich abgearbeitet hat.«21 Tatsächlich herrschte in den Jahren nach der Übernahme der Regierung durch SPD und Grüne besonders bei den Arbeitgeberverbänden und weiteren wirtschaftsnahen Akteuren die große Sorge vor, daß ein Politikwechsel weg von der Wahrnehmung der Interessen der Wirtschaft hin zu einer stärkeren Wahrnehmung von Arbeitnehmerinteressen stattfinden könnte. Dies kam auch in der Gründung und Unterstützung verschiedener Initiativen und Konvente wie der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) durch die Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie, dem BürgerKonvent, gegründet von Meinhard Miegel und Gerd Langguth sowie den vom ehemaligen BDI-Präsidenten Hans-Olaf Henkel initiierten Konvent für Deutschland. Diese Stimmung schlägt sich in der aggressiven Gewerkschaftskritik Schmidts nieder. Der Beschreibung der Realität kommen tatsächlich die Beobachtungen von Edgar Rose näher, wenn er, wie oben bereits ausgeführt, betont, daß der Vorwurf eines Klientelismus durch rot-grün erheblich modifiziert werden muß.22


Weiterte Akzente wurden in der Arbeitsmarktpolitik mit dem sogenannten »Job-AQTIV-Gesetz« plaziert. Im Rahmen dieses Gesetzes wurde die Überlassungsdauer bei der Leiharbeit von 12 auf 24 Monate erhöht, zugleich jedoch bestimmt, daß ab dem 13. Monat der Überlassung die Arbeitsbedingungen zu gewähren sind, die mit denen der Stammbelegschaft vergleichbar sind. Hier zeigte sich bereits ein erstes Abrücken der Sozialdemokratie von der Ablehnung atypischer Beschäftigung.23


Zu Beginn des Wahljahres 2002 wurde der sogenannte »Vermittlungs-Skandal« öffentlich, der auf einem Prüfbericht des Bundesrechnungshofes beruhte. Demnach sollten 70 Prozent der gemeldeten Stellenvermittlungen falsch sein. Häufig seien Vermittlungen von Arbeitslosen verbucht worden, ohne daß jemand eingestellt worden wäre.24


Als Reaktion auf diesen Skandal, der eigentlich für die Regierung im Wahljahr ungelegen kam, setzte Gerhard Schröder die sogenannte »Hartz-Kommission« ein, die den Auftrag hatte, die Arbeitsvermittlung zu modernisieren und entsprechende Vorschläge noch vor der Bundestagswahl im Herbst 2002 zu unterbreiten. Auf diese Weise vermied Gerhard Schröder im Wahljahr 2002 beim Thema Arbeitslosigkeit in die Defensive zu geraten und nutzte den Skandal, um Tatkraft und entschlossenes Vorgehen zu demonstrieren.


Am 16. August 2002 stellte der VW-Personalvorstand Peter Hartz den 343 Seiten umfassenden Abschlußbericht der Öffentlichkeit vor. Gerhard Schröder erklärte zugleich, daß der die Vorschläge in vollem Umfang zu verwirklichen.25 Dies sollte dann das zentrale Projekt der Regierung Schröder für die zweite Amtszeit werden.


Zu den wichtigen Gesetzesvorhaben der ersten Wahlperiode zählte neben der Arbeitsmarktpolitik auch die Einführung der sogenannten »Riester-Rente« durch den namensgebenden Arbeits- und Sozialminister Walter Riester. In dieser Funktion gehörte der ausgebildete Fliesenleger und vormalige Zweite Vorsitzende der IG-Metall bereits dem Schattenkabinett Schröders an, zumal Riester wie Schröder als »Modernisierer« galt und seine Berufung zugleich eine Entscheidung gegen den ausgewiesenen Sozialexperten der SPD, Rudolf Dreßler, war.


Die nach dem Arbeits- und Sozialminister Walter Riester benannte »Riester-Rente« stellte einen Bruch mit der rentenpolitischen Tradition des Landes und vor allem der Sozialdemokratie dar. Von nun an sollten die Arbeitnehmer/innen neben der gesetzlichen Rente privat vorsorgen. Dieser Teil der Privatvorsorge stellte eine Durchbrechung der paritätischen (hälftigen) Finanzierung durch Arbeitnehmer/innen und Arbeitgeber/innen dar, weil der gesetzliche Rentenbeitrag durch einen Privatversicherungsbeitrag in Höhe von 4 Prozent des Entgelts für die Privatvorsorge allein durch die Arbeitnehmer/innen zu erbringen war.26 Die private Vorsorge wird durch den Staat gefördert, was nicht nur die Arbeitgeber entlastete, sondern »Versicherungskonzernen und Banken auch ein neues Geschäftsfeld mit riesigen Gewinnmöglichkeiten«27 bot. Weil mit steigendem Einkommen auch der staatlich geförderte Anteil bei der Riester- Rente steigt, profitieren vor allem hohe Einkommen von dieser Förderung, während Sozialhilfeempfänger/innen leer ausgehen.28


Für Menschen mit niedrigen Einkommen lohnte sich die »Riester-Rente« nicht. Denn die Erträge der zusätzlichen Privatvorsorge würden im Alter auf die Grundsicherung angerechnet, so daß jene, die sich in ihrer aktiven Zeit die Riester-Beiträge von Mund abgespart hätten, im Alter nicht besser stünden als jene, die nichts eingezahlten hatten. Sie hätten somit doppelt zu leiden: Einerseits durch den Verzicht auf das Geld, das in die Privatvorsorge investiert worden wäre und das ihnen in ihrer aktiven Zeit zum Leben fehlte. Andererseits würden sie im Alter durch die Anrechnung der privaten Rente um ihren Ertrag dieses Verzichts gebracht. Überdies fließt ein erheblicher Anteil der Beiträge in Kosten und Provisionen der Versicherungen und ihrer Agenten.


Walter Riester selbst geriet nach dem Ausscheiden aus dem Amt des Arbeitsministers wegen seiner Nebeneinkünfte als Bundestagsabgeordneter in die Kritik, weil diese zum großen Teil von Finanzdienstleistern stammten, die auch »Riester-Verträge« anboten. Zudem wechselte er nach seiner Bundestagskarriere zu Union Investment, die ebenfalls Riester-Verträge anboten.29


Unter anderem diese Vorgänge lösten einmal mehr eine Diskussion über den sogenannten »Drehtüreffekt« aus und die Frage, wie lange ein Minister nach dem Ausscheiden aus seinem Amt bei der Übernahme eines Jobs in der Wirtschaft pausieren sollte, um den Eindruck zu vermeiden, daß er nach seinem Rückzug aus der Politik von seinen Kontakten profitiere und diese zu Geld mache.




»Drehtüreffekt«


Die grundsätzliche Diskussion des Wechsels von Abgeordneten und ehemaligen Ministern in die Privatwirtschaft – vorzugsweise in Bereiche, für die sie vorher als Minister zuständig waren (»Drehtüreffekt«) – wurde in den vergangenen Jahren immer wieder aufs Neue geführt und zeigte in der Zwischenzeit auch erste Erfolge dahingehend, daß zumindest mehr Transparenz hergestellt wird. Seit den 2000er Jahre müssen Abgeordnete offenlegen, was sie neben dem Abgeordnetenmandat verdienen. Auch die Stufen, in denen der Verdienst ausgewiesen werden muß, sind in der Zwischenzeit differenzierter geworden. Wenn auch der Wechsel ehemaliger Abgeordneter und Minister in die Wirtschaft zwischenzeitlich intensiver diskutiert wurde, hat diese Praxis, die im Wesentlichen alle im Bundestag vertretenen Parteien betrifft, nicht aufgehört. Verschiedene zivilgesellschaftliche Organisationen wie abgeordnetenwatch.de, LobbyControl oder Tranparency International setzten sich weiterhin dafür ein, daß der Wechsel von der Politik in die Wirtschaft stärker reguliert und nachteilige Effekte für die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden.





Der »Vermittlungsskandal« bei der Bundesanstalt für Arbeit setzte zu Beginn des Jahres 2002 ein und kam der Regierung somit im Wahljahr eigentlich ungelegen. Der Bundesrechnungshof hatte in einer Untersuchung herausgefunden, daß 70 Prozent der gemeldeten Stellenvermittlungen falsch seien und zudem Zweifel am Nutzen der Arbeitsmarktpolitik geäußert.30 Bundeskanzler Schröder nutzte den Skandal zur Einsetzung der Kommission »Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt«, die unter den Namen »Hartz-Kommission« bekannt wurde. Mitglieder dieser Kommission waren:31




	Dr. Peter Hartz, Personalvorstand der Volkswagen AG


	Dr. Norbert Bensel, Personalverstand der Bahn AG


	Dr. Jobst Fiedler, Roland Berger Strategy Consultants


	Heinz Fischer, Abteilungsleiter Personal bei der Deutsche Bank AG


	Peter Gasse, Bezirksleiter der IG-Metall Nordrhein-Westfalen


	Prof. Dr. Werner Jann, Professor für Verwaltungswissenschaft und Organisation an der Universität Potsdam


	Dr. Peter Kraljic, Direktor bei McKinsey & Company


	Isolde Kunkel-Weber, Mitglied des Bundesvorstandes von Ver.di


	Klaus Luft, Geschäftsführer der Market Access for Technology Services GmbH


	Harald Schartau, Minister für Arbeit und Soziales in Nordrhein-Westfalen


	Wilhelm Schickler, Präsident des Landesarbeitsamtes Hessen


	Hanns-Eberhard Schleyer, Generalsekretär des Zentralverbands des Deutschen Handwerks


	Prof. Dr. Günther Schmid, Wissenschaftszentrum für Sozialforschung in Berlin


	Wolfgang Tiefensee, Oberbürgermeister Stadt Leipzig


	Eggert Voscherau, Mitglied des Vorstands der BASF





Die Mitglieder der »Hartz-Kommission können den folgenden Gruppen zugeordnet werden:32




	Manager von Wirtschaftsunternehmen (vier Mitglieder)


	Unternehmensberater (drei Mitglieder)


	Politiker (zwei Mitglieder)


	Wissenschaftler (zwei Mitglieder)


	Gewerkschaftsvertreter (zwei Mitglieder)


	Arbeitgebervertreter (ein Mitglied)


	Vertreter der Bundesanstalt für Arbeit (ein Mitglied)





Die Hartz-Kommission, deren Besetzung gemeinsam vom Kanzleramt und Arbeitsministerium bestimmt wurde, war kein – wie sonst in der Arbeitsmarktpolitik üblich – drittelparitätisch besetztes Gremium.33 Vielmehr dominierten hier Unternehmer und Unternehmensberater (acht von fünfzehn Mitgliedern). Somit dominierten privatwirtschaftliche Erfahrungen, während der Einfluß der Gewerkschaften gering war.34


Daß es noch innerhalb der laufenden Wahlperiode zu Maßnahmen kommen würde, die einen Umbau der Bundesanstalt für Arbeit oder deren Instrumente bedeutete, war aufgrund der knappen Zeit nicht mehr zu erwarten. Bei der Vorstellung des Abschlußberichtes der Kommission, der 343 Seiten umfaßte, sagte Kanzler Schröder zu, die Vorschläge in vollem Umfang umsetzen zu wollen.35 Dies sollte jedoch der folgenden Wahlperiode überlassen bleiben, denn im Sommer 2002 befanden sich die Parteien bereits mitten im Bundestagswahlkampf und ohnehin wäre die Zeit für eine seriöse Gesetzgebung bereits zu knapp gewesen.


Zusammenfassend für die erste Wahlperiode der rot-grünen Regierung läßt sich sagen, daß die Auseinandersetzung innerhalb der SPD zu Beginn der Wahlperiode zwischen den sogenannten »Modernisierern« und »Traditionalisten« mit der Niederlage letzterer zu einem Kurswechsel in der Politik der Regierung Schröder geführt hat. Wesentlich dazu beigetragen hatte der Rückzug Oskar Lafontaines, der die sogenannten »Traditionalisten« entscheidend geschwächt und entmutigt hatte. Auch in der zweiten Wahlperiode der Regierung Schröder kämpften sie auf verlorenem Posten gegen den von Schröder eingeleiteten und fortgesetzten Politikwechsel.


Der Wahlkampf 2002


Erste Ansätze einer »neoliberalen Sozialdemokratie« ließen sich bereits im Vorfeld der Bundestagswahl 2002 insbesondere in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik erkennen. Mit dem »Vermittlungsskandal« beim Arbeitsamt und der Einsetzung der sogenannten »Hartz-Kommission« sollte dieser Kurs in der zweiten Wahlperiode noch verschärft werden. Gegen Ende der ersten Wahlperiode diente die Einsetzung der Hartz-Kommission und die Präsentation derer Ergebnisse kurz vor der Bundestagswahl 2002 vor allem im Wahlkampf dazu, Entschlossenheit und Tatkraft zu zeigen. Mit dem Versprechen, die Vorschläge »eins zu eins« umzusetzen, nahm Schröder der CDU/CSU bei dem Versuch den Wind aus den Segeln, die Arbeitslosenzahl zu einem zentralen Wahlkampfthema zu machen.


Anfangs waren die Aussichten für CDU/CSU und FDP im Wahlkampf, an dessen Ende die Wahl auch zu gewinnen, ausgesprochen gut, wobei sie auch die Medien auf ihrer Seite hatten. Union und FDP lagen im Frühsommer 2002 klar vor den Regierungsparteien.36


Weitere Probleme innerhalb der Regierung, darunter die Entlassung Scharpings als Verteidigungsminister, brachten den Regierungsparteien keinen Aufwind in den Umfragen. Bis schließlich die Flut über den Osten Deutschlands hereinbrach. Dieses Ereignis ermöglichte es der Regierung, Führungs- und Lösungsfähigkeit, sowie Krisenmanagement und menschliche Anteilnahme zu zeigen.37


Für die CDU/CSU wurde die Flutkatastrophe zu einem Wahlkampfdesaster. Es gab innerhalb des Kompetenzteams Stoiber niemanden, der für Umweltfragen zuständig war, und so mußte die Reaktion in den Unionsspitzen ausgehandelt werden und erfolgte nicht zeitnahe. Es zeigte sich, daß die Unionsparteien auf überraschende Ereignisse keine Antworten hatten.38


Weil Schröder insbesondere in der Frage einer deutschen Beteiligung am Irak-Krieg die Stimmung der Bevölkerung geschickt aufgriff, indem er eine solche ablehnte, konnte er im Wahlkampf das Blatt wenden. Schröders ablehnende Haltung zum Irak-Krieg erschwerte der CDU/CSU den Wahlkampf, weil diese grundsätzlich eher auf der Seite der USA standen, in der Bevölkerung jedoch eine Beteiligung Deutschland am Irak-Krieg mehrheitlich abgelehnt wurde.39 Dies wußte auch die Union, weshalb sie stärker darauf setze, die Form der Ablehnung als Gefährdung der deutsch-amerikanischen Partnerschaft zu kritisieren.40


In der Frage der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit wurde den Unionsparteien zwar eine höhere Kompetenz zugeschrieben und auch die Arbeitslosenzahlen und die Aussage Schröders, er wolle sich an der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit messen lassen, legten für die Union die Thematisierung der Arbeitslosigkeit im Wahlkampf nahe. Hier half jedoch der Bericht der Hartz-Kommission der Regierung, der viele Vorschläge enthielt, die auch den Forderungen der Union entsprach. Diese fand nunmehr keine Strategie im Umgang mit dem Thema und äußerte sich teilweise widersprüchlich. 41


Nationale Krisen wie das Hochwasser im August 2002 sind die Stunde der Exekutive. Somit hatte die Regierung Schröder hier einen deutlichen Vorteil gegenüber der Opposition, denn das Thema der Flutkatastrophe spülte die Wahlkampfthemen der Union förmlich von der Tagesordnung und sorgte dafür, daß vor allem das Hochwasser und die Haltung der Regierung zum Irak- Krieg zu wahlentscheidenden Themen wurden.42 Durch die Vorlage des Berichts der Hartz-Kommission und des Versprechens, diesen »eins zu eins« umzusetzen, fand eine klassische Dethematisierung statt. Die Arbeitslosigkeit, wie zuvor von der Opposition geplant, zum zentralen Wahlkampfthema zu machen, wurde unattraktiv.43


Der FDP wurde im Laufe des Wahlkampfes zum Verhängnis, daß sie ein paar Erfolge auf Landesebene mißverstand und nach dem unerwartet guten Ergebnis in Nordrhein-Westfalen den Anspruch erhob, dritte Volkspartei zu sein und das Projekt 18 ins


Leben rief.44 Der Abschied der Partei von allen Realitäten führte am Wahlabend zurück auf den harten Boden des tatsächlichen Wahlergebnisses von 7.4 Prozent. SPD und Union lagen am Wahlabend gleichauf, und durch den Zuwachs bei den Grünen konnte die rot-grüne Koalition fortgesetzt werden.


Die zweite Wahlperiode


Bei der Bundestagswahl 2002 verlor zwar die SPD erheblich an Stimmen, was jedoch durch Zugewinne bei den Grünen kompensiert wurde. Die CDU/CSU konnte ihr Ergebnis von 1998 kaum verbessern, obwohl sie ständig versuchte, die schlechte Erfolgsbilanz der Regierung Schröder bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zum Thema zu machen. Weil nun der Hartz-Bericht vorlag und Schröder nach der Wahl eine schnelle Umsetzung versprach, lief dieser Versuch jedoch weitgehend ins Leere. Im Ergebnis konnten SPD und Grüne gemeinsam genug Stimmen gewinnen, um die gemeinsame Regierung auch nach der Wahl fortzusetzen:


Tabelle 2: Bundestagswahl 200245





	

	SPD

	CDU/CSU

	GRÜ

	FDP

	Linke.*





	2002

	38.5

	38.5

	8.6

	7.4

	4.0





	1998

	40.9

	35.1

	6.7

	5.2

	5.1







* Die Linke. ist eine gemeinsame Liste aus PDS und WASG (Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit). Das Ergebnis von 1998 ist das alleinige der PDS.


Während des Wahlkampfes sah es zunächst durchaus so aus – und wurde auch von einigen Beobachtern so erwartet –, daß die erste Wahlperiode von rot-grün auch die letzte sein könnte. Doch aus den obengenannten Gründen und einem geschickteren Krisenmanagement der Bundesregierung konnten SPD und vor allem die Grünen das Blatt noch wenden. Edmund Stoiber fühlte sich noch am Wahlabend als der nächste Kanzler – am Morgen danach wachte er als Wahlverlierer auf.


SPD und Grüne konnten hingegen die gemeinsame Regierung fortsetzen. Nach dem Abschluß der Verhandlungen über den Koalitionsvertrag wurde das Kabinett der zweiten Regierung Schröder vorgestellt:




Bundesminister der zweiten Regierung Schröder:46


Gerhard Schröder [SPD] – Bundeskanzler


Joseph (»Joschka«) Fischer [GRÜ] – Bundesminister des Auswärtigen


Otto Schily [SPD] – Bundesminister des Innern


Brigitte Zypries [SPD] – Bundesministerin der Justiz


Hans Eichel [SPD] – Bundesminister der Finanzen


Wolfgang Clement [SPD] – Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit


Renate Künast [GRÜ] – Bundesministerin für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft


Peter Struck [SPD] – Bundesminister der Verteidigung


Renate Schmidt [SPD] – Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend


Ulla Schmidt [SPD] – Bundesministerin für Gesundheit und soziale Sicherung


Manfred Stolpe [SPD] – Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen


Jürgen Trittin [GRÜ] – Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit


Edelgard Bulmahn [SPD] – Bundesministerin für Bildung und Forschung


Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD] – Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung





Gegenüber dem ersten Kabinett kam es zu einigen personellen Veränderungen, die verschiedene Ursachen hatten. Die Minister, die im Oktober 2002 Minister wurden, blieben dies jedoch bis zum vorgezogenen Ende der Legislaturperiode im Jahr 2005. Gab es in der ersten Wahlperiode doch einige Wechsel im Kabinett, blieben diese in der zweiten Wahlperiode der Regierung Schröder komplett aus.


So wurde unter anderem die Justizministerin Herta Däubler- Gmelin durch Brigitte Zypries ersetzt. Zu den Gründen dürften die Irritationen über ihre Kritik am amerikanischen Präsidenten gezählt haben. Walter Riester räumte das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung zugunsten von Wolfgang Clement, auf dessen Wunsch das Wirtschafts- mit dem Arbeitsministerium zusammengelegt wurde. Clement löste zugleich den parteilosen Werner Müller ab, der in die Wirtschaft zurückkehrte.


Die Agenda 2010 und »Hartz«-Gesetzgebung


Die Kommission »Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt« (Hartz-Kommission) hatte Vorschläge zur Reform der Arbeitsmarktpolitik unterbreitet. Gerhard Schröder hatte die rasche Umsetzung der Vorschläge zugesagt, von denen der VW-Personalvorstand Peter Hartz behauptete, daß deren Realisierung die Arbeitslosigkeit bis zum Jahr 2005 (ab August 2002) um zwei Millionen Arbeitslose gesenkt werden könne.47 In den Vorschlägen war auch bereits die Umwandlung der Arbeitslosenhilfe in das Arbeitslosengeld II vorgesehen, wobei jedoch (vor der Bundestagswahl) die Höhe der neuen Leistung unklar blieb.48


Weil der Kommissionsbericht inhaltlich auch Forderungen enthielt, die den Konzepten der Opposition entsprachen, fiel es der Union schwer, eine widerspruchsfreie Position zu den Vorschlägen zu beziehen,49 was wiederum der Regierung Schröder im Wahlkampf nutzte, »stellten die Hartz-Vorschläge und ihre angekündigte Umsetzung ein Maßnahmenpaket dar, das die Regierung gegen den Vorwurf der Untätigkeit in diesem Politikfeld immunisierte«50.


Die sogenannten »Modernen Dienstleistungen am Arbeitsmarkt« sollte nunmehr das zentrale politische Projekt der zweiten Regierung Schröder werden. Im Rahmen der Regierungsbildung hatte mit der Abschaffung des Arbeitsministeriums als eigenständiges Ministerium und der Eingliederung in das Wirtschaftsministerium, das vom forschen »Modernisierer« Wolfgang Clement (SPD) geleitet wurde, eine entscheidende politische Weichenstellung stattgefunden. Schon einmal sollte Wolfgang Clement ein politisches Zeichen setzen, als er im Mai 1998 Johannes Rau als Ministerpräsident im Vorfeld der Bundestagswahl ablöste und damit signalisiert werden sollte, daß die Erneuerung und der Modernisierungsprozeß der SPD auch in den Bundesländern begonnen habe.


Clement, der sich selbst als »Macher« betrachtete, legte nach seiner Wahl zum Ministerpräsidenten das Innen- und Justizministerium zusammen, was zu scharfer Kritik führte. BGH-Präsident Geiß erklärte, »diese beiden Ressorts, von denen das Innenministerium für die Verwaltung und das Justizministerium für die in der Verfassung abgesicherte dritte Gewalt stehe, müßten getrennt bleiben.«51 Schließlich verwarf auch das Landesverfassungsgericht die Zusammenlegung der Ministerien, worauf Clement zunächst die organisatorische Trennung der Ministerien wollte, gleichwohl aber der Innenminister Behrends das Justizministerium kommissarisch bis zur Landtagswahl, die etwas über ein Jahr später stattfinden würde, mitverwalten sollte.52


Schließlich rang sich Clement doch noch dazu durch, einen Justizminister zu benennen. Sein erster Kandidat, Reinhard Rauball, trat am Tag vor der Vereidigung zurück, weil er es versäumt hatte, sich als Notar ein Aufsichtsratsmandat vom Oberlandesgericht genehmigen zu lassen.53 Schließlich wurde Jochen Dieckmann Justizminister in Nordrhein-Westfalen.54


Clement darf als ungeduldig und stur gelten, was sich auch in seinem Politikstil widerspiegelte, Fehler nur widerwillig korrigieren zu wollen – so wie die Entscheidung, Innen- und Justizministerium zusammenzulegen. Auf mißliebige Berichterstattung reagierte er mit Ausfällen.55 Legendär war insbesondere die Szene im Wahlkampfbus der SPD, als Clement die ihn befragenden Journalisten wütend anherrschte: »Was glauben Sie, wen Sie vor sich haben?«


Mit der Zusammenlegung von Wirtschafts- und Arbeitsministerium und der Besetzung dieses »Superministeriums« mit Wolfgang Clement sollten deutliche Reformsignale gesetzt werden.56 Diese bestanden im Verlauf der Wahlperiode in der Umsetzung der vier »Gesetze für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt«.


In seiner Regierungserklärung am 14. März 2003 betonte Gerhard Schröder, die Regierung müsse »die Rahmenbedingungen für mehr Wachstum und Beschäftigung verbessern«.57 Dann folgte der wohl bekannteste Satz aus dieser Regierungserklärung Schröders: »Wir werden Leistungen des Staates kürzen, Eigenverantwortung fördern und mehr Eigenleistung von jedem Einzelnen abfordern müssen«.58


Zuvor waren bereits die ersten beiden »Gesetze für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt« durch die Regierung am 15. November 2002 im Bundestag verabschiedet worden.59


Mit den ersten beiden »Hartz-Gesetzen« wurden neben der flächendeckenden Einführung von Personal-Service Agenturen, einer Reform des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes sowie Veränderungen im Leistungsrecht, darunter eine leichte Verschärfung der Zumutbarkeit (»Hartz I«), durchgesetzt.60


Der bedeutsame Teil von Hartz I war die Deregulierung der Arbeitnehmerüberlassung. Wurde grundsätzlich gesetzlich festgeschrieben, daß Leiharbeiter wie die Stammbelegschaft bezahlt werden sollten, wurde zugleich ein wichtiges und im Gefolge umfassend genutztes Schlupfloch geschaffen, nämlich die Möglichkeit, per Tarifvertrag hiervon abzuweichen.61 Weil die »christlichen Gewerkschaften« mit den Arbeitgebern besonders billige Tarifverträge abschlossen, waren auch die DGB-Gewerkschaften gezwungen, in diesem Bereich die niedrigere Entlohnung von Leiharbeitern gegenüber der Stammbelegschaft zu ermöglichen. So wurde mit Hilfe der Tarifverträge nahezu flächendeckend das Prinzip gleichen Lohns für gleiche Arbeit für Zeitarbeitnehmer ausgehebelt, weil in der Zeitarbeitsbranche nahezu flächendeckend Tarifverträge galten, die eine niedrigere Entlohnung der Leiharbeiter ermöglichte als der Stammbelegschaft.62 Am 14. Dezember 2010 wurden die von der Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften für Zeitarbeit und Personalserviceagenturen (CGZP) abgeschlossenen Tarifverträge vom Bundesarbeitsgericht verworfen, so daß die Betroffenen grundsätzlich – zu einem gewissen Maße auch nachträglich – Anspruch auf den gleichen Lohn hatten wie die Stammbelegschaft, was auch zu einer entsprechenden Pflicht zur Nachzahlung der Sozialversicherungsabgaben an die Versicherungsträger führte.63 Das Gericht hatte entschieden, daß der CGZP mangels ausreichender Zahl an Mitgliedern die für Tarifvertragsabschlüsse notwendige Tarifmächtigkeit fehlte, was dazu führte, daß die Tarifverträge von rund 280 000 Leiharbeiter unwirksam wurden.64


Problematisch war auch die Aufhebung des Synchronisationsverbotes. Es sollte verhindern, daß die Beschäftigungszeiten der Leiharbeiter an die Verleihzeiten angepaßt wurden. Denn bei der Leiharbeit entsteht ein Dreiecksverhältnis zwischen dem Leiharbeiter, der Verleihfirma und der Entleihfirma. Der Leiharbeiter ist bei der Leiharbeitsfirma angestellt und wird von dieser vergütet, und zwar dies in der Regel auch dann, wenn die Leiharbeitsfirma gerade nichts für ihn zu tun hat. Der Leiharbeiter wird dann an den Entleiher ausgeliehen. Braucht die Entleihfirma den Leiharbeiter nicht mehr, kehrt er zur Leiharbeitsfirma zurück und wartet auf den nächsten Einsatz. Das Synchronisationsverbot sollte verhindern, daß Leiharbeiter von ihrer Leiharbeitsfirma entlassen werden, wenn diese gerade keine Beschäftigung für den Leiharbeiter hatten, weil die Leiharbeitsfirmen den Lohn auch in dieser Zeit zahlen mußten. Mit dem »ersten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wurde sowohl dieses Synchronisationsverbot als auch die Überlassungshöchstdauer gestrichen. Somit konnten die Zeitarbeitsfirmen nun die Zeitarbeitnehmer gezielt für den jeweiligen Arbeitseinsatz einstellen und anschließend wieder feuern.65


Die Deregulierung der Zeitarbeit verschaffte der Branche einen Boom und führte dazu, daß auch die Stammbelegschaften der Unternehmen unter Druck gerieten, denn die Zeitarbeitnehmer erledigten die gleiche Arbeit für weniger Lohn. Dadurch entstand auch ein Druck auf die Tariflöhne anderer Branchen. Unternehmen gründeten selbst Leiharbeitsfirmen, um ihre eigene Belegschaft zu niedrigeren Löhnen an sich selbst auszuleihen. Letztlich erkannte auch die Politik, daß es so nicht weitergehen konnte und regulierte die aus ihrer Sicht schlimmsten Auswüchse der Zeitarbeit wieder, nachdem sie diesem Treiben jahrelang tatenlos zugeschaut hatte.


»Hartz II« umfaßte die Einführung des Existenzgründerzuschusses (»Ich-AG«, Unwort des Jahres 200266), der einen Anreiz für Arbeitslose schaffen sollte, sich selbständig zu machen. Die sogenannten »Mini-Jobs« wurden neu geregelt sowie haushaltsnahe Dienstleistungen gefördert.67 Mit »Hartz III« wurde die Bundesanstalt für Arbeit reformiert, die mittels moderner Management-Konzepte nach privatwirtschaftlichen Vorbildern zu einem Dienstleistungsunternehmen umgebaut wurde sowie Änderungen bei der Altersteilzeit vorgenommen.68


Das wohl bekannteste und bis heute auch am meisten nachwirkende »Hartz-Gesetz« war »Hartz IV«, in dessen Rahmen die Arbeitslosenhilfe in die Sozialhilfe überführt wurde, wobei erstere auf das niedrigere Niveau der letzteren abgesenkt wurde.69


Um den Dienstleistungscharakter der neuen »Bundesagentur für Arbeit« hervorzuheben, wurden die Arbeitslosen zu »Kunden« umdeklariert. Zwischen den »Kunden« und den Job-Centern wurde eine Eingliederungsvereinbarung »auf Augenhöhe« abgeschlossen, die die Rechte und Pflichten beider Seiten regeln sollte. Die Realität in den Job-Centern sah allerdings vielfach anders aus. Während den »Kunden« bei Verstößen gegen die Vereinbarung oder sonstige Regeln die Zuwendungen gekürzt und diese somit in existentielle Nöte gebracht werden konnten, blieben Verstöße der Mitarbeiter der Job-Center gegen die Eingliederungsvereinbarung praktisch ohne Folgen. Denn der mit Hartz IV etablierte Grundsatz des »Förderns und Forderns« beruhte auf der Idee, daß die Arbeitslosen für die Hilfe, die ihnen zuteil wird, eine Gegenleistung zu erbringen hätten. Verweigerten Arbeitslose diese Gegenleistung, drohten ihnen eben jene empfindlichen Kürzungen des Regelsatzes. Eine solche »Verweigerung der Zusammenarbeit« konnte – und kann bis heute – darin liegen, daß Meldetermine verpaßt werden oder daß eine angebotene Arbeit nicht angenommen wird. Weil die Zumutbarkeitskriterien im Rahmen der Gesetzgebung zu den »modernen Dienstleistungen am Arbeitsmarkt« abgesenkt wurden, war nunmehr auch noch jede noch so schlecht qualifizierte Arbeit zumutbar, so lange Umstände und Entlohnung nicht gegen die guten Sitten verstießen.


Ideelle Grundlage dieser Regelungen lag in der Stammtischweisheit, daß Arbeitslosen die Zuwendungen auf das soziokulturelle Existenzminimum gekürzt werden müssen, damit diese zu einer Arbeitsaufnahme motiviert werden.70 Gerhard Schröder machte seine Haltung in diesem Zusammenhang deutlich, indem er erklärte, es gebe kein »Recht auf Faulheit«, was auf die Kritik von Gewerkschaften, Linkspartei und auch von Sozialdemokraten stieß.71


Als Prototyp des faulen Arbeitslosen wurde dann auch der Arbeitslose Arno Dübel durch die Talk-Shows im deutschen Fernsehen gereicht und der Eindruck erweckt, er stünde stellvertretend für alle Langzeitarbeitslosen. Dübel bekannte sich offen dazu, nicht arbeiten zu wollen. Damit war er das perfekte Vorzeigeobjekt für all jene, die Langzeitarbeitslose pauschal als faul und arbeitsunwillig bezeichnen und harte Sanktionen gegen diese vermeintlich verbreitete Haltung forderten. Den Sendern, die mit der Präsentation Dübels eine manipulative und einseitige Debatte befeuerten, kam zur der Zeit offenbar nicht in den Sinn, daß sie damit vielen Arbeitslosen unrecht taten.


Mit der Verschärfung der Zumutbarkeit wurde der bisherige Weg im Umgang mit Arbeitslosen, nämlich deren Status und Qualifikation zu erhalten, verlassen. Statt dessen hatte nun die schnelle Vermittlung in Arbeit Vorrang. Wurde über lange Jahre nichts Anstößiges daran gefunden, daß jemand auch über längere Zeit eine Arbeit suchte, die seiner Qualifikation und seinen Vorstellungen entsprach, wurde ein solches Verhalten nunmehr wahlweise als »Faulheit« oder mangelndem Willen, überhaupt zu arbeiten, diffamiert, das als strafwürdig erschien.


Während also nun die bisherigen Bezieher von Arbeitslosenhilfe auf das niedrigere Niveau der Sozialhilfe zurückgeworfen wurden, senkte die rot-grüne Regierung zum 1. Januar 2005 zusammen mit der Einführung von Hartz IV den Spitzensteuersatz in der Einkommenssteuer von 45 Prozent auf 42 Prozent ab.72 Damit hatte die Regierung Schröder den Spitzensteuersatz seit ihrem Regierungsantritt insgesamt von 53 Prozent auf 42 Prozent abgesenkt.73 Daß dieser letzte Schritt der Entlastung von Spitzenverdienern mit der Kürzung der Arbeitslosenhilfe zusammenfiel, sagt letztlich auch einiges über die Sozialpolitik der Regierung Schröder aus. Die Leistungen des Staates wurden für die Menschen am unteren Ende der Gesellschaft gekürzt, um zugleich Entlastungen für das obere Ende zu ermöglichen.


Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahren hatten einige »Abweichler« in der SPD-Fraktion Erleichterungen am Gesetzentwurf erreicht, die im Vermittlungsausschuß von Bundestag und Bundesrat wieder rückgängig gemacht wurden, wie den Zwang für Arbeitslose, auch angebotene Stellen anzunehmen, die weder tarifgemäß noch ortsüblich entlohnt wurden.74 Wie auch bei der Reform der Rente wurde die soziale Sicherheit der Betroffenen durch die Reformen am Arbeitsmarkt beseitigt. Ursprünglich sollte die Absicherung bei Arbeitslosigkeit sicherstellen, daß die Qualifikation der Arbeitslosen bis zur nächsten Einstellung erhalten bleibt und sie nicht mit jedem Sturz in die Arbeitslosigkeit auch beruflich abstiegen. Die Rente sollte dafür sorgen, daß die Menschen im Ruhestand ihren Lebensstandard in etwa halten konnten. Beides wurde durch die rot-grünen Reformen zerstört und die Menschen auf die »Eigenvorsorge« und die »Eigenverantwortung« zurückgeworfen. Nicht den allgemeinen Strukturen am Arbeitsmarkt und in der Wirtschaft, sondern dem Erwerbslosen selbst wurde von der Regierung Schröder die Schuld für die Arbeitslosigkeit zugeschoben.


Das Inkrafttreten des »vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt« wurde mit viel Kritik begleitet, sowohl innerhalb als auch außerhalb der SPD. Es kam in Anlehnung an die Proteste gegen die Staatsführung in der Endphase der DDR in verschiedenen Städten zu Montagsdemonstrationen gegen Hartz IV und die damit verbundenen Einschränkungen und Verschärfungen für Arbeitslose. Die SPD, die in den Bundesländern seit Antritt Gerhard Schröders als Bundeskanzler ohnehin schon verschiedene Wahlen verloren hatte, mußte im Mai 2005 auch die Regierungsverantwortung im sozialdemokratische Stammland Nordrhein-Westfalen an eine Koalition aus CDU und FDP unter dem neuen Ministerpräsidenten Jürgen Rüttgers abgeben. Nach dieser schweren Niederlage und der anhaltenden innerparteilichen Kritik entschloß sich Gerhard Schröder, Neuwahlen auf Bundesebene herbeizuführen, indem er eine Vertrauensfrage im Bundestag absichtlich verlor – hierzu eingehender weiter unten.


Zum zehnjährigen »Jubiläum« der Agenda 2010 im Jahr 2015 feierte die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft, die von den Arbeitgebern eingerichtet und bezahlt wird, um an der deutschen Bevölkerung eine neoliberale Gehirnwäsche vorzunehmen, die Agenda mit verschiedenen Veröffentlichungen. Drei Jahre zuvor war der seinerzeit verantwortliche Minister Wolfgang Clement an die Spitze des Kuratoriums der Initiative gewechselt, das allerdings nur repräsentative Funktion hat. Die Entscheidungen innerhalb der Initiative werden in der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft GmbH getroffen, die aus der berolino.pr hervorging, die wiederum eine Tochter des Institutsverlags des Instituts der deutschen Wirtschaft (ebenfalls arbeitgeberfinanziert) war.75 Mit Wolfgang Clement sicherte sich die Initiative einen der Schöpfer der Agenda 2010, und dies zeigt letztlich auch, in wessen Interesse die Maßnahmen waren, die im Rahmen jenes politischen Programms von Gerhard Schröder getroffen wurden.


Gleichwohl reichte es den Fürsprechern einer neoliberalen Politik nicht aus, was Gerhard Schröder bis zum Jahresanfang 2005 umgesetzt hatte. Der wirtschaftsnahe Journalist Marc Beise (»Lasst uns froh und neoliberal sein«76) forderte bereits in der Süddeutschen Zeitung vom 03.01.2005 – also zwei Tage nach Inkrafttreten der »Hartz-IV«-Gesetze –, weitere Reformen wie eine Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, Verlagerung von Entscheidungsmöglichkeiten in die Betriebe (gemeint dürfte hier sein: Verlagerung von den Tarifparteien in die Betriebe) und einen »wirklich massiven Bürokratieabbau«.77


Die Auseinandersetzungen um die Agenda 2010 und die damit verbundenen Gesetze zu »modernen Dienstleistungen am Arbeitsmarkt« verhinderten jedoch weitere Reformschritte. Mit dem vierten »Hartz-Gesetz« hatte die Regierung Schröder gut 2/3 der Kommissionsvorschläge umgesetzt und sie politisch im Rahmen der Agenda 2010 auch noch gestärkt.78 In der anschließenden Auseinandersetzung kam es, wie oben bereits erwähnt, zur Entscheidung Gerhard Schröders, mittels einer fingierten Vertrauensfrage das Parlament aufzulösen und mit Hilfe von Neuwahlen zu versuchen, die innerparteiliche Kritik verstummen zu lassen.


Neuwahlen zum Deutschen Bundestag 2005


Das Grundgesetz der Bundesrepublik sieht eine Selbstauflösung des Parlamentes nicht vor. Dies ist eine Lehre aus der Zeit der Weimarer Republik, wo ständige Auflösungen des Parlamentes und Neuwahlen zu politischer Instabilität führten. Das Grundgesetz der Bundesrepublik setzt auf stabile Wahlperioden des Parlaments, die nur ausnahmsweise vorzeitig beendet werden dürfen, nämlich in dem Fall, daß der Regierungschef nicht mehr das Vertrauen des Parlaments besitzt oder – der Fall wird uns weiter unten bei der Regierungsbildung 2018 noch interessieren – wenn nach einer Bundestagswahl keine stabile Regierung zustande kommt.


Unechte Vertrauensfragen sind eine verfassungsrechtlich umstrittene Abkürzung zu Neuwahlen. Es gibt verschiedene Urteile des Bundesverfassungsgerichts zu dieser Frage, denn Bundeskanzler Gerhard Schröder ist nicht der erste, der zu diesem Mittel gegriffen hat, um die Wahlperiode des Deutschen Bundestages vorzeitig zu beenden. Auch Bundeskanzler Kohl sorgte mit einer fingierten Vertrauensfrage im Jahr 1983 dafür, daß es zu Neuwahlen zum Deutschen Bundestag kam.


Schon vor Inkrafttreten des »vierten Gesetzes zu modernen Dienstleistungen am Arbeitsmarkt« hatte es deutliche Kritik aus der SPD und den Gewerkschaften gegeben, der gegenüber sich die Regierung Schröder unnachgiebig zeigte. Schröder zeigte sich jedoch nicht bereit, etwas an den bereits beschlossenen Gesetzen zu ändern und lehnte die Besserstellung von Langzeitarbeitslosen oder mildere Zumutbarkeitsregeln ab und wurde hierin von der Fraktionschefin der Grünen, Krista Sager, unterstützt.79


Bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen am 22. Mai 2005 kam es dann zum Regierungswechsel zugunsten einer Koalition aus CDU und FDP unter dem CDU-Kandidaten Jürgen Rüttgers. Die SPD verlor mit dem Spitzenkandidaten Peer Steinbrück 5.7 Prozentpunkte, während die CDU um 7.9 Prozentpunkte zulegte. Die WASG erreichte 2.2 Prozent.80 CDU und FDP kamen zusammen auf 51 Prozent, während SPD und Grüne zusammen 43.3 Prozent erhielten.81 Noch am Wahlabend verkündete Franz Müntefering als Reaktion auf die Wahlniederlage in Nordrhein- Westfalen, daß Gerhard Schröder Neuwahlen auf Bundesebene noch im Herbst 2005 anstrebe.82


Mit der Mitteilung, Neuwahlen noch im Herbst anzustreben, dominierte Gerhard Schröder am Tag nach der Wahlniederlage die Nachrichten. Mit einer solchen Reaktion hatte offenbar niemand gerechnet. Gerhard Schröder stahl somit Jürgen Rüttgers mit dessen Wahlsieg in gewisser Weise auch die öffentliche Show. Aber warum tat er das?


Der Bundeskanzler stand innerparteilich unter Druck. Er hatte bereits im März 2004 den Parteivorsitz an Franz Müntefering abgegeben. In seiner ersten Rede als neuer Vorsitzender prägte Franz Müntefering den legendär gewordenen Satz »Opposition ist Mist, wir wollen regieren«.83 Damit stellte er sich auf die Seite Schröders und erklärte auch später immer wieder, daß die SPD stolz auf die Agenda 2010 seien solle statt darüber nachzudenken, diese zurückzunehmen. Später würde Franz Müntefering als Arbeitsminister die Rente mit 67 einführen und damit den Kurs der Agenda 2010 in die zweite große Koalition unter Angela Merkel fortschreiben.


Welche Ziele mag Gerhard Schröder mit seiner Neuwahlankündigung verfolgt haben? In erste Linie ging es darum, Druck auf die parteiinternen Kritiker auszuüben. Die Parteilinke sollte für den Fall, daß es zum Wahldebakel in Nordrhein-Westfallen käme, einen Brief vorbereitet haben, der für Schröder unannehmbare Forderungen enthalten haben soll.84 Mit der Ankündigung vorgezogener Neuwahlen wollten Schröder und Mün-tefering die Kritiker in der Partei disziplinieren und einen


Kurswechsel der Regierung verhindern. Auf keinen Fall wollte Gerhard Schröder die Agenda-Politik zurücknehmen. Um sein neoliberales Regierungsprogramm zu schützen, setzte er lieber auf Neuwahlen und den Verlust der Macht der Macht an eine CDU/CSU/FDP-Koalition, die diesen Weg weitergehen würde.


Auch die anderen Parteien wurden von der Ankündigung überrumpelt. Für die CDU stand fest, daß Angela Merkel bei der Bundestagswahl im Herbst 2005 Schröder herausfordern würde.85


Gerhard Schröder stellte am 01. Juli 2005 die Vertrauensfrage und verlor sie wunschgemäß.86 Das Ergebnis der Vertrauensfrage wurde an Bundespräsident Horst Köhler weitergeleitet, der nun das weitere Verfahren zur Auflösung des Parlaments einleitete.


Als ein Grund für die fingierte Vertrauensfrage sollte schließlich ausgerechnet der AfA-Vorsitzende und Sozialexperte Ottmar Schreiner dienen. Auf Wunsch des damaligen Bundespräsidenten Horst Köhler legte Schröder Erläuterungen und Zitate vor, die belegen sollten, daß er sich des Vertrauens der die Regierung stützenden Fraktionen nicht sicher sein könne. Darunter war ein angebliches Geheimtreffen linker SPD-Abgeordneter um Ottmar Schreiner, die einen Übertritt in die WASG überlegt haben sollen, was Schreiner als erfunden zurückwies.87 Es entstand durchaus der Eindruck, daß bereits kritische programmatische Diskussionen um Partei und Regierung von Schröder als Sabotage an seiner Regierung betrachtet wurden.


Bundespräsident Köhler nahm sich für seine Entscheidung über die Parlamentsauflösung Zeit, gab dann aber doch am 21. Juli 2005 den Weg für Neuwahlen am 18. September 2005 frei.88 Nun standen noch die Klagen der SPD-Abgeordneten Jelena Hoffmann und des Grünen-Abgeordneten Werner Schulz vor dem Verfassungsgericht aus. Am 25. August 2005 winkte dann auch das Bundesverfassungsgericht sozusagen als letzte Instanz den Neuwahl-Wunsch des Bundeskanzlers Schröder durch. Nach Art. 68 Abs. 1 Satz 1 GG kann der Bundespräsident den Bundestag auflösen, wenn der Antrag des Bundeskanzlers, ihm das Vertrauen auszusprechen, nicht die Mehrheit der Mitglieder des Bundestages findet. Die Mehrheit der Richter befand, daß von außen nur teilweise beurteilt werden könne, ob die Mehrheit der Regierung stabil sei oder nicht. Der Einschätzungsspielraum des Kanzlers sei durch das Gericht nur eingeschränkt überprüfbar.89


Bundesverfassungsrichter Jentsch führte hierzu in seiner abweichenden Meinung aus, »[d]as Grundgesetz kennt nur ein konstruktives Misstrauensvotum des Deutschen Bundestags gegen den Bundeskanzler, nicht jedoch ein »konstruiertes Misstrauen« des Kanzlers gegenüber dem Parlament.«90 Es gebe keine Anhaltspunkte dafür, daß Schröder nicht das Vertrauen des Parlamentes genieße, denn alle Gesetze, die die »Kanzlermehrheit« erforderten, seien verabschiedet worden, wobei selbst die Kritiker ihre Bedenken zurückgestellt und für die Regierungsvorlagen gestimmt hätten.91


»So sehen Urteile aus, bei denen zuerst das Ergebnis festgelegt und dann die Begründung gesucht wird«,92 kommentierte auch Heribert Prantl in der Süddeutschen Zeitung. Durch das Urteil werde die Position des Kanzlers gegenüber dem Parlament in einer Weise gestärkt, die es Kanzlern künftig ermöglichten, Kritikern in Partei und Koalition mit Neuwahlen zu drohen.93 »Wer sich also noch traut, ihn [den Kanzler, R.B.] und seine Politik zu nachhaltig zu kritisieren, riskiert das Ende der Legislaturperiode«.94 Genau dieser von Prantl zu recht kritisierte Umstand kann dazu führen, daß die Kontrollmöglichkeiten des Parlaments, die innerhalb der die Regierung stützenden Fraktionen ohnehin schon sparsam genutzt werden, weiter eingeschränkt werden, wenn der Regierungschef einen entsprechend autoritären Stil an den Tag legt.


Ein solcher Stil stand zwar während der Regierungszeit Angela Merkels nicht zur Debatte, gleichwohl konnte niemand wissen, welche Bundeskanzler dieses Land künftig führen würden, und in wieweit jener von den Möglichkeiten, die ihm das Bundesverfassungsgericht nun verschafft hatte, Gebrauch machen kann und würde.


Bei der Bundestagswahl im Herbst 2005 kam es dann doch noch zu einer Überraschung. Die Kanzlerkandidatin der CDU, Angela Merkel, hatte die Partei mit dem Leipziger Programm auf einen radikal neoliberalen Kurs gebracht. So wollte sie unter anderem in der Gesundheitspolitik die sogenannte »Kopfpauschale« einführen, nach der jeder Versicherte unabhängig von seinem Einkommen den gleichen Beitrag an die Krankenversicherung zu entrichten hätte. Zudem stellte sie die Erhöhung der Mehrwertsteuer um zwei Prozentpunkte in Aussicht. Dies mag dazu beigetragen haben, daß die CDU/CSU trotz guter Umfragen, die die Partei über 40 Prozent sahen, nur 35.2 Prozent erreichte, während die SPD auf 34.2 Prozent kam. Bei der Berliner Runde im Fernsehen saß ein vor Selbstbewußtsein strotzender Gerhard Schröder einer Kanzlerkandidatin Angela Merkel gegenüber, die den Tränen nahe war. Sie hatte letztlich ein schlechteres Ergebnis für die CDU/CSU erreicht als Edmund Stoiber vier Jahre zuvor, der mit 38.5 Prozent über drei Prozentpunkte mehr erreicht hatte als Merkel. Daß ihr schlechtes Abschneiden innerhalb der CDU nicht diskutiert wurde, sondern sich die Partei hinter sie stellte, wurde von einigen Beobachtern auch als Ergebnis des Verhaltens Gerhard Schröders betrachtet, das zu einer Solidarisierung der Partei mit ihrer Kandidatin führte.95


Das schlechte Wahlergebnis deutete auch auf eine Zurückweisung des wirtschaftsliberalen Reformprogramms hin, daß sich insbesondere die Kanzlerkandidatin Merkel, aber auch die FDP verordnet hatte und eine Fortschreibung oder gar ein Übertreffen der Agenda 2010 darstellte. In der Folge mußten die Unionsparteien auf zahlreiche Wahlkampfforderungen verzichten und acht Fachressort der SPD überlassen, während auf die Unionsparteien lediglich sechs entfielen.96


Eine Randnotiz dieses Vorganges bleibt, daß in der Meinungsforschung dieses Debakel, bei denen praktisch alle Institute die CDU/CSU um rund sechs Prozent zu hoch eingeschätzt hatten, kaum öffentlich diskutiert wurde. Zu den Ursachen könnte zählen, daß die Meinungsforschungsinstitute Opfer der öffentlichen Debatten wurden, bei denen auch einige Medien mehr oder weniger offen einen Regierungswechsel gewünscht hatten. Nicht auszuschließen ist, daß bei der Erhebung der Umfragen zur Wahl sich diese Stimmung auch auf die Befragten auswirkte, die sich dann doch an der Wahlurne anders entschieden als sie es den Meinungsforschern mitgeteilt hatten. Gleichwohl aber hat sich eine solche Fehleinschätzung seit dem zumindest in dem Ausmaß nicht wiederholt.


Die Entstehung von WASG und Linkspartei


Eine Folge der Agenda 2010 und den sogenannten »Hartz-Gesetzen« war die Gründung der Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit sowie deren Zusammenschluß mit der PDS zur Partei Die Linke.


Aus Protest gegen die Agenda 2010 gründeten linke Sozialdemokraten und Gewerkschafter den Verein Initiative Arbeit und soziale Gerechtigkeit (IASG). Innerhalb der SPD wurde die Vereinsgründung kritisiert. Die Ankündigung der Gründer des Vereins, im Zweifel eine neue Partei zu gründen, führte im Juni 2004 zum Parteiausschluß von Thomas Händel und Klaus Ernst, beide örtliche IG-Metall-Chefs, aus der SPD.97


SPD-Chef Franz Müntefering lehnte Initiative Arbeit und soziale Gerechtigkeit ab und der nordrhein-westfälische Landeschef Harald Schartau drohte SPD-Mitgliedern, die den Verein unterstützten, sogar mit Parteiausschluß.98 Zu der Zeit war in der SPD völlig klar, daß an der Agenda 2010 und den »Hartz-Gesetzen« festgehalten werden solle. Ein Zugehen auf die Kritiker war nicht Teil der Überlegungen der Parteiführung, die hierin eine Verwässerung der Konzepte sahen.


Im Januar 2005 beschloß der Verein Partei zu werden und an den Wahlen in Nordrhein-Westfalen teilzunehmen. Die Initiative benannte sich in Wahlalternative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit (WASG) um. Programmatisch trat die Partei für eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes von 42 auf mindestens 47 Prozent, Arbeitszeitverkürzung und einen Mindestlohn von neun Euro pro Stunde.99


In einem Kommentar in der Süddeutschen Zeitung wurde die neue Partei als »Sammelbecken als derer, die von der Hartz-SPD frustriert sind«100 bezeichnet und betont, daß die neue Linkspartei verkenne, daß die Arbeitsmarktreformen richtig seien.101 Auch hieran zeigte sich erneut, daß die Hartz-IV-Reformen dem Zeitgeist entsprachen und auch in den Kommentarspalten der Medien Unterstützung fanden, die, wie oben am Beispiel Beises gezeigt, teilweise gar noch mehr solcher Reformen forderten. Kritiker der Reformen wurden mit solchen Kommentaren als Gestrige abgetan, die die Zeichen der Zeit nicht erkannt hätten.


Nach der Wahlniederlage der SPD bei den Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen verkündete Bundeskanzler Gerhard Schröder, wie oben beschrieben, die Vertrauensfrage zu stellen und Neuwahlen herbeizuführen. Damit nicht beide Parteien bei der Bundestagswahl untergingen, verzichtete die WASG auf eine eigene Kandidatur zugunsten der PDS, die sich in Linkspartei.PDS umbenannten und Vertretern der WASG ermöglichte, auf ihrer offenen Liste zu kandidieren. Dieser Weg ermöglichte es den Parteien, noch rechtzeitig eine gemeinsame Liste zur Bundestagswahl 2015 einzureichen ohne zuvor durch den Prozeß der Vereinigung der Parteien gehen zu müssen. Die eigentliche Vereinigung der beiden Parteien wurde im Juni 2007 vollzogen. Ihr gingen entsprechende lange Verhandlungen zwischen den beiden Parteien voraus, in denen über die Gestaltung und die Ausrichtung der neuen Linkspartei beraten und am Ende auch beschlossen wurde.


Mit dem Zusammenschluß von PDS und WASG zur Linkspartei entstand eine neue Partei, der es gelang, in ganz Deutschland Wähler/innen zu erreichen. Das Image der PDS, vor allem eine Ost-Partei zu sein, die sich um die Interessen und Belange der Menschen in den neuen Ländern kümmerte, verhinderte eine effektive Ausbreitung der Partei im Westen. Mit dem Zusammenschluß zur Linkspartei, deren Schwerpunkt anfangs die Kritik an der Agenda 2010 und Vorschläge zu einer sozial gerechteren Politik war, erreichte die Partei eine breitere Wählerschaft auch im Westen Deutschlands. Im Jahr 2009 konnte die Linkspartei mit Oskar Lafontaine als Spitzenkandidaten im Saarland 21.3 Prozent der Stimmen holen und lag damit knapp hinter der SPD, die auf 24.5 Prozent kam. Aufgrund vor allem persönlicher Animositäten kam es jedoch nicht zu einer rot-rotgrünen Koalition. Statt dessen entschieden sich die Grünen für eine Koalition mit CDU und FDP.


Auch in die Landtage weiterer westdeutscher Länder konnte die Linkspartei in den Folgejahren nach 2009 einziehen, darunter in Nordrhein-Westfalen, Hessen, Schleswig-Holstein, Hamburg und Bremen.


Die SPD in der unmittelbaren Nach-Schröer-Ära war jedoch nicht bereit, über rot-rot-grüne Koalitionen nachzudenken, zumal die neue Linkspartei hierfür eine Revision, mindestens aber eine umfangreiche Reform der Agenda 2010 und der Hartz-Gesetze gefordert hätte. So blieben weiterhin Chancen auf einen Politikwechsel, wie noch zu zeigen sein wird, vertan. Der Kurs der SPD im Hinblick auf mögliche Koalitionen mit der Linkspartei war insbesondere in der Zeit nach deren Gründung widersprüchlich. Der anfänglichen Ablehnung folgte die Zustimmung von Koalitionen mit der Linkspartei auf der Ebene der Bundesländer, wobei diese auf Bundesebene abgelehnt wurde und perspektivisch für die Bundestagswahl 2009 eher eine Koalition mit FDP und Grünen angestrebt wurde.102


Zugleich aber veränderte sich die Programmatik der SPD angesichts der Forderungen der Linkspartei im sozialen Bereich. Hier nahmen die Sozialdemokraten die Forderung der Linkspartei nach einem generellen Mindestlohn auf sowie nach Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes I.103


Wenn auch die SPD bereits zuvor punktuell mit der PDS und späteren Linkspartei zusammengearbeitet hatte, blieb in dieser Hinsicht eine gemeinsame Strategie bis in die Gegenwart aus. Mit der Bildung einer rot-rot-grünen Koalition in Bremen regierte die Linkspartei erstmals in einem westlichen Bundesland mit. Vielfach zeigten sich programmatische Gemeinsamkeiten, die wegen des ablehnenden Kurses vor allem des konservativen Flügels in der SPD gegenüber der Linkspartei nicht genutzt wurden. Gleichwohl bestand 2013 vorläufig zum letzten Mal die rechnerische Gelegenheit, ein rot-rot-grünen Bündnis auf Bundesebene zu bilden und die Logik der großen Koalition zu durchbrechen. Bereits bei der Bundestagswahl 2017 reichten die prozentualen Anteile von SPD, Grüne und Linkspartei nicht mehr aus, um eine Koalition ohne Beteiligung der CDU/CSU zu bilden. Dazu beigetragen hatte auch der Einzug der Alternative für Deutschland (AfD) in den Bundestag. Zwar wurde, wie noch zu zeigen sein wird, aus dem Wahlergebnis nun endlich die Konsequenz gezogen, sich von dem Abgrenzungskurs gegenüber der Linkspartei zumindest teilweise zu verabschieden, jedoch sollte es in den Folgejahren auf Bundesebene keine Gelegenheit mehr geben, diesen umzusetzen und eine rot-rot-grüne Regierung auf Bundesebene zu bilden.


Nach wie vor gibt es Vorbehalte innerhalb der SPD gegen eine Zusammenarbeit mit der Linkspartei vor allem bei konservativen Sozialdemokraten und bei jenen, die den Kurs der Agenda 2010 nach wie vor für richtig halten. Daß es zu einer rot-rot-grünen Koalition kommen könnte, die einen Politikwechsel einleitet, ist in diesen Kreisen eher nicht erwünscht, auch wenn es in verschiedenen Politikbereichen erhebliche programmatische Überscheidungen gibt.


Die zweite große Koalition


Nach der Bundestagswahl 2005 kam es zur zweiten großen Koalition in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. Während die erste große Koalition den Weg zu einer sozialdemokratischen Mehrheit mit dem damaligen Bundeskanzler Willy Brandt bereitete, machten sich die Sozialdemokraten mit der zweiten großen Koalition auf den Weg in die Opposition.


Tabelle 3: Bundestagswahl 2005104





	

	SPD

	CDU/CSU

	GRÜ

	FDP

	Linke.





	2005

	34.2

	35.2

	8.1

	9.8

	8.7





	2002

	38.5

	38.5

	8.6

	7.4

	4.0







Vizekanzler und Arbeitsminister war Franz Müntefering, der in jener Wahlperiode den Renteneintritt von 65 auf 67 Jahre erhöhte. Wer nun früher in Rente gehen mußte, hatte weitere Abschläge in Kauf zu nehmen. Die Erhöhung des Rentenalters erfolgte für die Jahrgänge ab 1947 in Monatsschritten ab 2012 und für die Jahrgänge ab 1959 in Zweimonatsschritten ab 2024. Wer 1964 und später geboren wurde, muß bis zum Alter von 67 arbeiten.105 Zwar räumte Müntefering ein, daß nicht jeder so lange arbeiten könne, weshalb eine Arbeitsgruppe der SPD darüber nachdenken solle, wie der Übergang kompensiert werden kann. Um zu vermeiden, daß künftige Rentner zu große Einbußen beim Renteneintritt erhielten, sollte die private und betriebliche Altersvorsorge erweitert werden.106


Die Rente mit 67 Jahren war das Projekt von Franz Müntefering, der sich als Verwalter des Erbes Gerhard Schröders sah und mit diesem Projekt einen weiteren Baustein der Agenda 2010 placieren wollte.107 Und wiederum sei die Rente mit 67 nur ein erster Schritt, findet der Kommentator der Süddeutschen Zeitung, Andreas Hoffmann, und verweist darauf, daß sich viele junge Leute von Praktikum zu Praktikum, von einem in den nächsten befristeten Job hangeln und somit Armut im Alter wieder wachsen könne. Die Rente mit 67 sei der Anfang der Reaktion der Politik, nicht das Ende.108 Wie auch Marc Beise nach der Reform auf dem Arbeitsmarkt forderte ein Kommentator noch mehr Reformen auch bei der Rente. Dies war nicht allein bei den Journalisten der Süddeutschen Zeitung der Fall. Es bestand in den 2000er Jahren ein breiter Elitenkonsens, daß es immer weitere Reformen geben sollte, was sich auch der Motivationskampagne »Du bist Deutschland« niederschlug, an der nahezu alle großen Medienhäuser teilnahmen und kostenlos Werberaum für die Kampagne zur Verfügung stellten.


Als die große Koalition im Juli 2008 den sogenannten »Altersvorsorgefaktor« aussetze, um die Renten um 1.1 Prozent statt um 0.45 Prozent anzuheben, wurde sie dafür in den Medien mit dem Vorwurf kritisiert, sie habe der »Altenlobby« aus Angst vor der wachsen Zahl älterer Wähler/innen nachgegeben.109 Eine Erklärung für Korrekturen dieser Art könnte die Entwicklung der Linkspartei sein, die bei vorangegangenen Landtagswahlen Reformen im Sozialstaat zu einem riskanten Unterfangen gemacht hätten.110 Zohlnhöfer und Egle stellen überdies die Frage, warum die große Koalition nicht nur die Reformen, die zuvor gegen große gesellschaftliche Widerstände durchgesetzt wurden, zurücknahmen, sondern auch noch keine weiteren Reformschritte tätigten?111 Zu dem Demokratieverständnis, das hinter dieser Frage steht, schreibt Christoph Butterwegge: »Den beiden zitierten Autoren [Zohlnhöfer und Egle, R.B.] bleibt das Wesen einer repräsentativen Demokratie fremd, entgeht ihnen doch, dass Parteien die Interessen ihrer Wähler/innen vertreten sollen und vor diesen keine »Angst« zu haben brauchen, wenn sie das wirklich tun«.112


Tatsächlich zeigte sich bei zahlreichen Befürwortern sozialstaatlicher »Reformen« ein ausgesprochen autoritäres Staatsverständnis. Politiker sollten tun, was »richtig« und »notwendig« ist, und zwar auch gegen Widerstände der Bevölkerung, der Einschnitte in die sozialen Sicherungssysteme »richtig« erklärt werden müsse. Dies entspricht den Vorstellungen Neoliberaler, nach denen eine neoliberale Elite ihre politischen Vorstellungen entwirft und durch »Zwischenhändler« wie Journalisten und Lehrern an die Massen vermittelt läßt und bestimmt, was diese zu denken haben.113
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